
  

  

 

Der Gemeinderat beschließt die Satzung zur Änderung der Vergnügungs-
steuersatzung der Stadt Fellbach: 
 

Satzung über die Erhebung einer Vergnügungssteuer 
(Vergnügungssteuersatzung) 

 
 

Aufgrund § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) sowie §§ 2, 9 
Absatz 4 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) in der je-
weils geltenden Fassung hat der Gemeinderat der Stadt Fellbach in seiner Sitzung 
am 08.03.2022 folgende Satzung zur Änderung der Vergnügungssteuersatzung be-
schlossen: 

 § 1 
§ 3 a) Bemessungsgrundlage erhält folgende Fassung: 

§ 3 
Bemessungsgrundlage 

 
Bemessungsgrundlage für die Steuer ist 

a) Bei Spielgeräten mit Geldgewinnmöglichkeit das Einspielergebnis. Als Einspiel-
ergebnis gilt die elektronisch gezählte Bruttokasse (elektronisch gezählte Kas-
se zuzüglich Röhrenentnahmen, Entnahmen aus dem Auszahlungsvorrat, auch 
soweit sie als Fehlbeträge ausgewiesen sind, abzüglich Röhrenauffüllungen, 
Prüf-, Falsch- und Fehlgeld). Bei Verwendung von Chips, Token und derglei-
chen, ist der hierfür maßgebliche Geldwert zugrunde zu legen. 
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§ 2 

Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft. 

 

Die übrigen Regelungen in dieser Satzung erfahren durch die Ergänzungen keine Än-
derungen. 
 

Az.: 968.4 -2022- 

Ausgefertigt: 

Fellbach, 29. März 2022 

 

 

 

Gabriele Zull 

(Oberbürgermeisterin) 

 

 

 

 
 

*  *  *  *  * 
Hinweis nach § 4 Abs. 4 GemO: 

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für Baden-Württemberg (GemO) in der jeweils neuesten Fassung oder auf 
Grund der GemO erlassener Verfahrensvorschriften beim Zustandekommen dieser 
Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder 
elektronisch und unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen 
soll, innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der 
Stadt Fellbach geltend gemacht worden ist. Wer die Jahresfrist verstreichen lässt, 
ohne tätig zu werden, kann eine etwaige Verletzung gleichwohl auch später geltend 
machen, wenn  

• die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind  

• der*die Oberbürgermeister*in dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Ge-
setzwidrigkeit widersprochen hat oder  

• vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss bean-
standet oder eine dritte Person die Verletzung gerügt hat. 
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